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Die Verwaltung nimmt wie folgt Stellung:

Im Bereich der Mainzer Innenstadt besteht bereits ein groRes Netz von offentlichen, kostenfrei
nutzbaren WLAN-Hotspots. Das durch eine Tochtergesellschaft der Mainzer Stadtwerke AG, die
Mainzer Breitband GmbH, betriebene Netz erstreckt sich bereits {iber die folgenden Bereiche: Der
Vorplatz des Hauptbahnhofes, der Schillerplatz, die LudwigsstraBe, der Gutenbergplatz, der
Marktplatz, der Liebfrauenplatz, die Fischtorstrafe, Héfchen und die Pfandhausstrafie.

In den kommenden Monaten und Jahren ist ein weiterer Ausbau des bestehenden Netzes von
WLAN-Hotspots der Mainzer Breitband GmbH angestrebt. Dieser Ausbau ist jedoch sehr kostenin-
tensiv. Daher wird gepriift, ob aus der privaten Wirtschaft Sponsoren fiir den Ausbau gewonnen
werden konnen. Auch aus Sicht der Verwaltung ist ein flachendeckender Ausbau des kosten-
freien WLANs der Mainzer Breitband GmbH, dem bisherigen Anbieter des 6ffentlichen WLAN-
Netzes, erstrebenswert. Nur so entsteht die Moglichkeit eines flachendeckenden homogenen
Netzes und die damit verbundene Integration der bisherigen Hotspots.

Aus Sicht der Verwaltung ist es zundchst zwingend zu vermeiden doppelte Strukturen aufzubau-
en, sondern ein homogenes Netz einer flachendeckenden WLAN-Versorgung voranzutreiben.
Eine Installation eines WLAN-Hotspots am Gebdude der Ortsverwaltung Mombach (,,Biirgermeis-
terei“) unter Inanspruchnahme des Férderprogrammes ,,wifi4rlp“ ist derzeit nicht zu realisieren.
Dies begriindet sich in mehreren Aspekten.



Die bestehenden Infrastrukturen im betreffenden Gebdude sind nicht ausreichend fiir den Betrieb
eines solchen Hotspots. Es wird eine Cat6-Verkabelung im Gebdude bis maximal fiinf Meter vor
den zu installierenden Hotspot in den Forderrichtlinien gefordert. Im Gebdude besteht zum heuti-
gen Zeitpunkt lediglich eine 2 MBit/s-Versorgung in das Verwaltungsnetz der Stadtverwaltung,
sowie eine Cat5-Verkabelung. Die infrastrukturellen Umbaukosten im Gebdude selbst werden
nicht von der Forderung erfasst. Ein solches Gebadude ist nach den Richtlinien nicht forderfahig.
Zudem ware der WLAN-Hotspot im AuBenbereich des Gebdudes anzubringen, da nur dann ein
Anspruch auf Férdermittel des Projektes ,,wifi4rlp“ besteht, wenn das WLAN-Netz 24 Stunden
taglich fiir die Biirgerinnen und Biirger zur Verfiigung steht.

AuBBerdem ist lediglich die Inanspruchnahme einer Forderung pro Gebietskdrperschaft moglich.
Das bedeutet in diesem Falle, dass nur ein Forderantrag gestellt werden kann und dass eine ein-
malige Zuwendung in Hohe von 500,00 € gezahlt wiirde. Somit wdren Antrdge flir andere Vororte
hinfdllig und ein Ausbau miisste vollstandig durch die Stadtverwaltung getragen werden.

Die monatlich anfallenden Betriebskosten sind nicht forderfahig und miissen daher von der
Kommune getragen werden.

Fiir die Installation eines weiteren Hotspots wiirden folgende Kosten anfallen:

Bei einem Indoorgerdt der giinstigsten Kategorie einmalig 178,50 € zzgl. 10,71 € mtl. Betriebs-
kosten.

Bei einem Outdoorgerat der giinstigsten Kategorie einmalig 392,70 € zzgl. 17,85 € mtl. Betriebs-
kosten.

Hinzukommen noch eine Pauschale zur Ortserkundung pro Hotspot in Hohe von 107,10 € sowie
einmalige Montagekosten in Héhe von 81,04 €, sowie je Hotspot monatliche Kosten fiir den In-
ternetanschluss in Hohe von 34,51 €.

Dem Amt fiir Wirtschaft und Liegenschaften stehen keine Mittel zur Verfiigung um dauerhaft of-
fentliche WLAN-Hotspots zu férdern oder zu finanzieren.

Seite 2 von 2



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag

